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Berlin, 11. Juli 2005 
 
 
GdP: Höhere Mehrwertsteuer belastet 
einseitig  Polizistinnen und Polizisten 
 
Berlin. Die Gewerkschaft der Polizei lehnt die von der Union 
geplante Erhöhung der Mehrwertsteuer als erneute einseitige 
Belastung der Beamtinnen und Beamten ab. GdP-
Vorsitzender Konrad Freiberg: „Während die übrigen Be-
schäftigten eine zumindest teilweise Entlastung über die ge-
plante Absenkung der Arbeitslosenbeiträge haben werden, 
kann eine solche Kompensation bei Beamtinnen und Beam-
ten nicht stattfinden. Sie sind von der Mehrwertsteuererhö-
hung in voller Höhe betroffen.“  
Mit der geplanten Erhöhung der Mehrwertsteuer, der Aufhe-
bung der Steuerfreiheit für Sonn-, Feiertags- und Nachtzu-
schlägen und der Streichung der Pendlerpauschale sei die 
Grenze des Zumutbaren für die Beamtinnen und Beamten 
überschritten, so der GdP-Vorsitzende.  
Freiberg: „Unsere Beamtinnen und Beamten bei der Polizei 
haben zahlreiche Einkommensverschlechterungen, wie die 
Streichung bzw. Absenkung des Urlaubs- und des Weih-
nachtsgeldes bereits hinnehmen müssen. Auch bei der Al-
tersvorsorge geht es seit Jahren bergab. Die neuen Pläne 
machen für uns Polizeibeamtinnen und –beamten das Maß 
voll.“ 
Die geplante Mehrwertsteuererhöhung, so die GdP, kenne 
nur Verlierer: Arbeitnehmer würden belastet, Arbeitgeber 
kaum entlastet, der Arbeitsmarkt nicht belebt und die Bin-
nenkonjunktur nicht angeheizt.  
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GdP lehnt Militarisierung 
der Inneren Sicherheit ab 
 
Berlin. Die Gewerkschaft der Polizei hat die Pläne der Uni-
onsparteien zurückgewiesen nach den Anschlägen in Lon-
don, die Bundeswehr künftig auch für Polizeiaufgaben einzu-
setzen. GdP-Vorsitzender Konrad Freiberg: „Die gestiegene 
Bedrohung durch den Terrorismus erfordert polizeiliche Ant-
worten, wie etwa ein besserer Informationsaustausch zwi-
schen den Sicherheitsbehörden, eine gemeinsame Datei is-
lamischer Terrorverdächtiger, die Beseitigung gesetzlicher 
Defizite und vor allen Dingen eine Beendigung der Personal-
kürzungen bei der Polizei in den Bundesländern. Die Bun-
deswehr ist für die polizeiliche Arbeit nicht ausgebildet und 
nicht ausgestattet.“ 
Die Polizei müsse im Gegenteil die Bundeswehr bei Aus-
landseinsätzen zunehmend unterstützen, da ihr die Erfah-
rung im Umgang mit zivilen Demonstrationen fehle. Es sei 
auch nicht einleuchtend, die Bundeswehr in Deutschland für 
Objektschutzmaßnahmen einsetzen zu wollen, während 
Bundeswehrobjekte bereits heute von privaten Sicherheits-
unternehmen bewacht werden müssten.  
Freiberg: „Mit ihrem Vorschlag, die Bundeswehr im Innern 
einzusetzen, drückt sich die Union lediglich vor der notwen-
digen Konsequenz aus der angespannten Sicherheitslage, 
den Stellenabbau bei der Polizei umgehend zu beenden  und 
die Personalstärke den Erfordernissen anzupassen.“ 
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